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PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz warnt vor Tarifbruch in der Pflege – 
Bundesregierung gefährdet Versorgung und Personalbindung 

 

Mainz, den 27.04.2026 

Die PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz warnt eindringlich vor den geplanten Änderungen 

im Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stabilisierung der Beitragssätze in der gesetzlichen 

Krankenversicherung (GKV-BStabG). Insbesondere die vorgesehene Abschaffung der 

vollständigen Refinanzierung tarifbedingter Personalkostensteigerungen in der häuslichen 

Krankenpflege und der außerklinischen Intensivpflege stellt aus Sicht des Verbandes einen 

massiven Rückschritt dar. 

Konkret soll künftig die sogenannte Grundlohnsummenentwicklung als Obergrenze für 

Vergütungssteigerungen gelten. Damit würden tariflich vereinbarte Lohnerhöhungen nicht 

mehr vollständig refinanziert – ein Paradigmenwechsel mit weitreichenden Folgen. 

„Hier wird eine der zentralen Errungenschaften der letzten Jahre in der Pflegepolitik 

aufgegeben“, erklärt Sebastian Rutten, Geschäftsführer der PflegeGesellschaft Rheinland-

Pfalz. „Pflegedienste sind gesetzlich verpflichtet, nach Tarif oder tarifähnlich zu bezahlen. 

Wenn gleichzeitig die Refinanzierung gedeckelt wird, entsteht eine strukturelle 

Finanzierungslücke, die die Einrichtungen nicht schließen können.“ 

Die PflegeGesellschaft verweist darauf, dass Pflegeeinrichtungen in der Praxis sowohl 

Leistungen nach dem SGB V als auch nach dem SGB XI erbringen und hierfür ein 

gemeinsames Personal einsetzen. Eine Trennung der Personalkosten nach Rechtskreisen ist 

realitätsfern. 

„Die geplante Regelung verkennt die Versorgungsrealität vollständig“, so Rutten weiter. 

„Pflegekräfte arbeiten nicht in getrennten Systemen. Wer im SGB V die Refinanzierung 

beschneidet, gefährdet damit mittelbar auch die Versorgung im SGB XI.“ 

Die Vorstandsvorsitzenden der PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz, Gerhard Lenzen 

und Jutta Schier, fordern daher ein klares politisches Signal: 

„Die Landesregierung Rheinland-Pfalz und die Bundestagsabgeordneten aus dem Land 

müssen sich im weiteren Gesetzgebungsverfahren entschieden gegen diese Regelung 

positionieren“, erklären Lenzen und Schier. „Es darf nicht sein, dass die Last der Stabilisierung 

der Krankenversicherung einseitig auf die Pflegeeinrichtungen und deren Beschäftigte 

abgewälzt wird.“ 

Die PflegeGesellschaft sieht insbesondere folgende Risiken: 

• Gefährdung der Tarifbindung: Einrichtungen geraten in wirtschaftliche Schieflage, 

wenn Tarifsteigerungen nicht refinanziert werden. 

• Personalabwanderung: Attraktive und verlässliche Vergütungssysteme werden 

untergraben. 
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• Versorgungsengpässe: Pflegedienste könnten sich aus der Versorgung nach SGB V 

zurückziehen. 

• Systemische Folgewirkungen: Auswirkungen auf die Langzeitpflege und andere 

Versorgungsbereiche sind nicht berücksichtigt. 

„Der Gesetzgeber hat die Tarifbindung in der Pflege ausdrücklich gewollt und gefördert. Dieses 

Vertrauen wird nun gebrochen“, betont Rutten. „Eine solche Kehrtwende untergräbt die 

Verlässlichkeit staatlicher Rahmenbedingungen und erschwert langfristige Investitionen in die 

Pflege erheblich.“ 

Die PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz fordert daher: 

• die vollständige Beibehaltung der bisherigen Regelungen zur Tarifrefinanzierung in §§ 

132a und 132l SGB V, 

• keine Deckelung der Vergütungssteigerungen durch die Grundlohnsumme, 

• sowie eine umfassende Folgenabschätzung für die Versorgung und den Pflegesektor 

insgesamt. 

Abschließend appelliert die PflegeGesellschaft an die politischen Entscheidungsträger: 

„Wer die Pflege stärken will, darf nicht an der falschen Stelle sparen. Die Sicherstellung einer 

verlässlichen und qualitativ hochwertigen Versorgung muss oberste Priorität haben – gerade 

vor dem Hintergrund des Fachkräftemangels“, so Lenzen und Schier. 

 

 

 

 

 

Der PflegeGesellschaft Rheinland-Pfalz e.V gehören neben dem Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste (bpa) 

die fünf Verbände der Freien Wohlfahrtspflege: Arbeiterwohlfahrt, Caritas, Deutsches Rotes Kreuz, Deutscher Paritätischer 

Wohlfahrtsverband und die Diakonie an. Mit über 450 ambulanten Pflegediensten, die ca. 50.000 Patienten betreuen, und 

über 450 stationären Pflegeeinrichtungen mit ca. 40.000 Plätzen, vertritt die PflegeGesellschaft das Gros der 

Pflegeeinrichtungen in Rheinland-Pfalz. Um eine qualitativ hochwertige pflegerische Betreuung und Versorgung unserer 

pflegebedürftigen Menschen kümmern sich mehr als 40.000 engagierte Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. 


